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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Ruprecht-
Karls-Universität Heidelberg im Wintersemester 2019/2020 als Dissertation
angenommen. Die Disputation fand am 3. Februar 2020 statt. Das Manu-
skript wurde im Jahr 2015 erstellt und seitdem fortlaufend aktualisiert. Li-
teratur und Rechtsprechung sind auf dem Stand von Juni 2020.

Mein erster Dank gilt meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. iur. Dr.
rer. pol. h.c. Dr. iur. h.c. Werner F. Ebke, LL.M. (UC Berkeley) für die her-
vorragende fachliche und persönliche Betreuung sowie die Aufnahme der
Arbeit in die Schriftenreihe „Deutsches, Europäisches und Vergleichendes
Wirtschaftsrecht.“ Er gab die Anregung zu dem Thema und stand stets mit
wertvollen Hinweisen und Ideen zur Seite. Herrn Professor Dr. Hanno Ku-
be, LL.M. (Cornell) danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgutach-
tens.

Der Promotionsförderung der Studienstiftung des deutschen Volkes ver-
danke ich große Freiheit bei der Anfertigung dieser Arbeit. Dem Verein
zur Förderung des Deutschen, Europäischen und Vergleichenden Wirt-
schaftsrechts gebührt mein Dank für einen großzügigen Druckkostenzu-
schuss.

Der größte Dank gilt meinen Eltern. Wenn eine Dissertation in gewisser
Weise den Abschluss einer Ausbildung darstellt, so standen sie ganz am
Anfang dieses Wegs. Ihre – in jeder Hinsicht – bedingungslose Unterstüt-
zung hat diese Arbeit erst ermöglicht. Besonders danken möchte ich auch
meinen Studienfreunden aus Heidelberg, Singapur, Trier und Washington
D.C. für eine unvergessene Zeit. Der rechtsvergleichende Teil der Arbeit
hat teilweise ganz wesentlich von ihren Beiträgen profitiert. Der abschlies-
sende Dank geht an meine Ehefrau Julie – für alles.

 
Morristown, USA, im Juni 2020
Benjamin Schmidt, LL.M. (Georgetown)
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Geleitwort des Herausgebers

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich aus europarechtlicher Sicht mit
den Folgen der Öffnung der traditionell inlandsbezogenen Tätigkeiten ge-
meinnütziger Institutionen gegenüber gemeinnützigen Aktivitäten mit Be-
zug zum Ausland. Die zunehmende Internationalisierung des Gemeinnüt-
zigkeitssektors betrifft die gemeinnützigen Organisationen ebenso wie die
Stifter/Spender. Bis vor kurzem schlossen die Gemeinnützigkeitsrechte
grenzüberschreitende gemeinnützige Aktivitäten von steuerrechtlichen
Privilegien weitgehend aus. Die gängige Rechtfertigung für die Versagung
steuerrechtlicher Privilegien wurzeln in dem Gedanken der Staatsentlas-
tung. In das Spannungsverhältnis zwischen einem rein national gedachten
Gemeinnützigkeitsrecht und der gesellschaftlich vorangetriebenen Interna-
tionalisierung des Gemeinnützigkeitssektors tritt seit jüngerer Zeit das Eu-
roparecht als wegleitende rechtliche Komponente hinzu. Die Entscheidun-
gen des EuGH in den Rechtssachen Stauffer und Persche zeigen, dass einem
rein national gedachten Gemeinnützigkeitsrecht grundfreiheitliche Gren-
zen gesetzt sind. Die Reichweite „der grundfreiheitlichen Durchdringung“
des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts ist durch die Judikatur des
EuGH allerdings nicht abschließend geklärt. Sie bildet daher den Gegen-
stand der vorliegenden Arbeit.

Ziel der Arbeit ist es, „den grundfreiheitlichen Rahmen des Gemeinnüt-
zigkeits- und Spendenrechts zu bestimmen“. Der Verfasser will prüfen, „ob
und inwieweit die Grundfreiheiten die historische Inlandsbezogenheit der
Gemeinnützigkeitsrechte und die verfahrensrechtliche Besserstellung von
Inlandssachverhalten aufbrechen“.

Die Arbeit entstand im Zusammenhang mit der Feasibility Study on a
European Foundation Statute des Max-Planck-Instituts für ausländisches
und internationales Privatrecht und der Universität Heidelberg vom 12. 2.
2009 und dem (im März 2015 zurückgezogenen) Vorschlag der EU Kom-
mission über das Statut für eine Europäische Stiftung (COM[2012] 35 fi-
nal). Auch wenn das Projekt einer Europäischen Stiftung (Fundatio Euro-
paea), also einer supranationalen Rechtsform für grenzüberschreitend täti-
ge, gemeinnützige Stiftungen in der EU, vorerst gescheitert ist, stellt sich
weiterhin die Frage nach nationalen und/oder europäischen Alternativen
zu den bisherigen nationalen Regelungsansätzen. Die am 1. 11. 2019 ange-
tretene neue EU Kommission könnte das Thema wieder aufgreifen. Schon
deshalb hat die vorliegende Arbeit nach wie vor hohen Aktualitätswert
und verspricht nicht zuletzt aufgrund der zeitlichen Distanz zu den gesetz-
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geberischen Aktivitäten der EU Kommission zu Beginn der 2010er Jahre
interessante Einsichten.

Die vorliegende Arbeit ist eine beeindruckende wissenschaftliche Unter-
suchung  zur  Europäisierung  des  Gemeinnützigkeitsrechts.  Angestoßen
durch Art. 15 Abs. 1 AEUV („Beteiligung der Zivilgesellschaft“) und die
(derzeit nicht weiterverfolgten) Arbeiten an dem Statut für eine Europäische
Stiftung entfaltet der Verfasser in seiner Arbeit die Kraft der wirtschaftlichen
Grundfreiheiten,  die  zu  einer  Auslandsöffnung  des  Gemeinnützigkeits-
rechts der Mitgliedstaaten führen und die nationalen Gesetzgeber vor die
Herausforderung stellen, ihre Gemeinnützigkeitsrechte materiell und ver-
fahrensrechtlich für grenzüberschreitende Aktivitäten zu öffnen. Der Ver-
fasser zeigt den Schutz auf, den die Kapitalverkehrsfreiheit der grenzüber-
schreitenden Gemeinnützigkeit  gewährt,  und entwickelt  das  Verbot der
akteursbezogenen Schlechterstellung ausländischer Organisationen auf der
Grundlage  und am Maßstab des  allen Grundfreiheiten innewohnenden
Diskriminierungsverbots.  Er  arbeitet  darüber  hinaus  die  grundsätzliche
Zulässigkeit der gemeinnützigkeitsrechtlichen Doppel- oder Mehrfachregu-
lierung heraus und zeigt  die unionsrechtskonformen Möglichkeiten der
tätigkeitsbezogenen Nationalisierung des Gemeinnützigkeitsrechts auf. Der
Verfasser  leuchtet  außerdem  das  grundfreiheitliche  Gebot  der  Wider-
spruchsfreiheit der Gemeinnützigkeitsordnungen aus und fordert und för-
dert in seiner Arbeit die positive Integration als Mittel zur Überwindung
bestehenbleibender gemeinnützigkeitsrechtlicher Hindernisse.

Die Ausführungen des Verfassers bestechen durch die Klarheit und Si-
cherheit der Argumentation, die tiefschürfende Analyse der einschlägigen
Bestimmungen des deutschen Gemeinnützigkeitsrechts in materieller und
verfahrensrechtlicher Hinsicht, die sorgfältige und kompetente Analyse
der unionsrechtlichen Vorgaben, die intime Kenntnis der einschlägigen
Rechtsprechung und Literatur, das tiefgründige Verständnis für praktische
Probleme und historische Zusammenhänge, die rechtskulturelle Weite des
Blickwinkels und das Verständnis für Gemeinsamkeiten und Unterschiede
der Gemeinnützigkeitsrechte in der Europäischen Union. Besonders her-
vorzuheben ist darüber hinaus, dass der Verfasser für Fragen, für die es in
der nationalen und europäischen Rechtsprechung noch keine Antworten
gibt, selbständig Lösungen anbietet, die mit einschlägiger Literatur abge-
stimmt werden und weiterführen, wo es noch keine gefestigten Ansichten
oder Vorschläge gibt.

Ein mitreißendes, kreatives Werk!

Heidelberg, im Juni 2020 Werner F. Ebke
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